
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 06.10.2016 
Fachbereich: Bauliche Infrastruktur 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 033/2016/0023 
 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 
 

 Sitzungstermin TOP Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Bau, Verkehr, Liegenschaften, 
Landwirtschaft und Umwelt 
Köngernheim 

     

Gemeinderat Köngernheim      

 
    
 
 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes der VG Rhein-Selz 
Hier: Zustimmung gem. § 67 Abs. 2 GemO 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Zustimmung zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, Teiländerungen Dolgesheim, Hillesheim und 
Weinolsheim gem. dem Beschluss des Verbandsgemeinderates der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz vom 05.10.2016.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Arnold)  (Ebling)  (Wagner)  (Penzer) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Zu a)  
Der Verbandsgemeinderat hat in seiner Sitzung am 05.10.2016 gem. § 5 BauGB die 2. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschlossen. Die 2. 
Änderung umfasst die:  
- Änderung einer 0,19 ha großen Fläche von Gemeinbedarfsfläche Feuerwehr zu gemischte 
Baufläche am östlichen Ortsrand von Dolgesheim  

- Verlegung einer 1,1 ha großen Wohnbaufläche vom östlichen Ortsrand an den südlichen 
Ortsrand von Hillesheim, sowie die Darstellung einer gemischten Baufläche am südlichen 
Ortsrand  
- Verlegung einer 1,2 ha großen Wohnbaufläche vom südwestlichen Ortsrand an den 
nordöstlichen Ortsrand in Weinolsheim 
 
Die Zustimmung der verbandsangehörigen Ortsgemeinden und der Städte Nierstein und 
Oppenheim gem. § 67 GemO ist einzuholen, da gem. § 203 Abs. 2 BauGB durch Landesgesetz 
die Aufstellung des Flächennutzungsplanes an die Verbandsgemeinde übertragen wurde.  
Im § 67 Abs. 2, Satz 3 ist folgendes geregelt:  
„Den Verbandsgemeinden wird gem. § 203 Abs. 2 BauGB die Flächennutzungsplanung  
übertragen. Die endgültige Entscheidung des Verbandsgemeinderates über die  
Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Flächennutzungsplanes bedarf  
der Zustimmung der Ortsgemeinden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als  
die Hälfte der Ortsgemeinden zugestimmt hat und in diesen mehr als 2/3 der  
Einwohner der Verbandsgemeinde wohnen.“  
Kommt eine Zustimmung nach Satz 3 nicht zustande, so entscheidet der  
Verbandsgemeinderat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl  
seiner Mitglieder.  
 
Der Vorlage liegen Pläne zu den Einzeländerungen gemischte Baufläche in Dolgesheim (2.Ä 
04/01, 0,19 ha), Wohnbaufläche und gemischte Baufläche in Hillesheim (2.Ä 10/03, 0,67 ha 
und 2. Ä 10/05, 1,0 ha) und Wohnbaufläche in Weinolsheim (2.Ä 19/01, 1,20 ha) bei. 
  
 
 


